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Seit der Terror der Aum Sekte dem „bewunderungswürdigen Phänomen“ der niedrigen 
Kriminalitätsrate in Japan2 ein Ende bereitet hat, sind Rufe nach einer strengen Anwen-
dung der Todesstrafe deutlicher denn je zu vernehmen. Allen voran fordern die Medien 
die Hinrichtung der Verantwortlichen als einzig angemessene Strafe. Auch in der Öffent-
lichkeit überwiegen derzeit die Befürworter der Todesstrafe. Diese Reaktion ist nicht 
ungewöhnlich: werden Gewaltverbrechen verübt, dominieren die Befürworter; treten hin-
gegen Fälle ans Tageslicht, in denen Unschuldige hingerichtet wurden, überwiegen die 
Gegner. Die Emotionalität, mit der die Debatte geführt wird, trägt jedoch wenig zur 
Klärung der Problematik bei.3  

Die Diskussion um die Todesstrafe in Japan umfaßt eine Vielzahl von Argumenten, die 
von verfassungsrechtlichen Aspekten über Religion und Philosophie bis hin zu strafrecht-
lichen Erwägungen wie die Präventivwirkung von Hinrichtungen und die Problematik von 
Fehlurteilen reichen. Sie ist jedoch seit langem eingefahren und wenig systematisch und 
wird überwiegend gefühlsbetont geführt.4 In Japan wird nun erneut versucht, dieses 
Problem durch eine objektive Untersuchung der Thematik anhand einer Prüfung der Ver-
fassungskonformität der Todesstrafe zu bewältigen. 

Nach der heute in Japan herrschenden Lehre ist die Todesstrafe verfassungsgemäß.5 
Dies wird von einer starken Mindermeinung bestritten. Einer ihrer Hauptrepräsentanten, 
Kameji Kimura, begründete die Verfassungswidrigkeit der Todesstrafe aus den konstitu-
tionellen Prinzipien Pazifismus, Demokratie, Achtung des einzelnen, Gemeinwohl und 
Verbot grausamer Strafen.6  

In der jüngsten Zeit haben sich die Gegner der Todesstrafe vor allem damit ausein-
andergesetzt, ob die Todesstrafe gegen Leitideen der Verfassung – die Würde des einzel-
nen und die Achtung des Lebens – verstößt. Auch Dandô kommt ausgehend von den 
Gesetzgebungsmotiven der Verfassung zu dem Ergebnis, daß „auch wenn man [die 
Todesstrafe] nicht als verfassungswidrig bezeichnen kann, man sie, ausgehend vom Geist 
der Präambel und des Art. 13, als nach der Verfassung nicht erwünschte Strafe bezeichnen 
kann. … Die Würde des einzelnen und die Todesstrafe lassen sich auf keinen Fall mitein-
ander vereinbaren.“7 

I. DAS VERBOT GRAUSAMER STRAFEN (ART. 36 KENPÔ) 

Art. 36 Kenpô8 lautet: „Foltern und das Anwenden grausamer Strafen durch im öffent-
lichen Dienst Tätige ist strengstens verboten“.9 

Die Definition von „Grausamkeit“ 

In seiner Grundsatzentscheidung vom 12.03.194810 nahm der Saikôsai (Oberster Gerichts-
hof) hierzu wie folgt Stellung:  
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„Die Todesstrafe … ist eine extreme und strenge Strafe, aber man kann die Todes-
strafe … nicht für eine grausame Strafe i.S.d. Art. 36 Kenpô halten. Auch wenn es 
,Todesstrafe’ heißt, wird deren Vollstreckungsmethode, ebenso wie die anderer 
Strafen, je nach Zeit und Umfeld vom humanistischen Gesichtspunkt aus hinsichtlich 
ihrer Grausamkeit beurteilt. Sollten in der Zukunft Gesetze erlassen werden, die als 
Hinrichtungsmethode Verbrennen, Kopfaufspießen, Kreuzigen oder Sieden festlegen, 
müßte man diese als verfassungswidrig bezeichnen. Gegenwärtig aber [ist dies nicht 
gegeben].“ 

Daß diese Interpretation nicht endgültig sein muß, beweist die abweichende Ansicht von 
vier Richtern des Großen Senats: „Die Verfassung verbietet grausame Strafen ohne 
Ausnahme. Falls also die Todesstrafe eine grausame Strafe ist, kann deren Festlegung im 
Gesetz nicht zugelassen werden. Jedoch ist durch Gegeninterpretation des Art. 31 Kenpô 
ein Erkennen auf die gesetzlich bestimmte Todesstrafe möglich, weshalb man nicht sagen 
kann, daß die Verfassung die Todesstrafe als grausame Strafe verbietet. Aber die Verfas-
sung reflektiert das Volksbewußtsein im Augenblick ihrer Entstehung und hat somit 
Bestimmungen wie die oben angeführte geschaffen; doch kann man nicht denken, daß die 
Todesstrafe auf ewig anerkannt wird. Die Entscheidung, ob eine Strafe grausam ist oder 
nicht, ist eine Frage, die durch das Volksempfinden entschieden wird. Da dieses Volks-
empfinden sich aber mit der Zeit ändern kann, kann es zu einer Zeit die Todesstrafe als 
nicht grausame Strafe ansehen, zu einer späteren Zeit aber gegenteilig empfinden. … In 
einem solchen Fall wird auch die Interpretation von Art. 31 Kenpô von selbst begrenzt und 
die Todesstrafe als grausame Strafe für verfassungswidrig angesehen werden. Heute aber 
kann man noch nicht sagen, daß eine solche Zeit gekommen ist. …“.11 Dieser Meinung 
schloß sich ein Richter in einem Votum zu einer Entscheidung des Saikôsai vom 
21.09.1993 grundsätzlich an.12 Der Richter wies auf die in den vergangenen vierzig Jahren 
unveränderte Befürwortung der Todesstrafe durch die öffentliche Meinung hin und be-
tonte die Beachtung des Gleichgewichtes von Tat und Strafe in der gegenwärtigen Praxis 
der Todesstrafe. 

Die Entscheidung des Saikôsai wurde vor allem deshalb kritisiert, weil das Gericht 
nicht die Grausamkeit der Todesstrafe an sich prüfte, sondern nur, ob es sich bei der Hin-
richtungsmethode des Hängens um eine grausame Strafe i.S.v. Art. 36 Kenpô handelt. 
Bemängelt wurde aber auch der Vergleich zu anderen Hinrichtungsmethoden, insbeson-
dere hinsichtlich der bei der Exekution entstehenden Leiden.13 Denn entscheidend sei 
nicht die quantitative Verringerung des dem Delinquenten bei der Hinrichtung zugefügten 
Leides, sondern vielmehr, wieviel Leid die gegenwärtig verübte Methode verursache, ob 
sie folglich grausam sei.14 Ebenso versäumte der Saikôsai zu definieren, wann physische 
und psychische Qualen „unnötig“ und damit grausam seien.15 Diese Frage konnte auch 
durch Kimuras Vergleich mit dem Verbot des cruel and unusual punishment im U.S.-
amerikanischen Recht nicht geklärt werden.16 Insgesamt aber schließen sich die Gegner 
der Todesstrafe der Ansicht des Gerichtes an, daß die Definition der „Grausamkeit“ von 
Zeit, Umfeld und vom Empfinden der Menschen abhängig sei.17 

Kikuta 18 ist der Auffassung, es sei unmöglich, einen Verurteilten ohne Zufügung psy-
chischer Leiden zum Tode zu verurteilen. Deshalb sei die Todesstrafe unabhängig von der 
angewandten Hinrichtungsmethode immer grausam. Nach Dandô 19 geht es gar nicht um 
die Grausamkeit der Vollstreckungsmethode. Der Verurteilte sterbe ohnehin. Das Grau-
same an der Todesstrafe sei vielmehr die Zeit vor der Hinrichtung, die Seelenqualen, die 
der Delinquent beim Warten auf den Tod erleiden müsse.  

Masaki  20 schließlich kritisiert, daß der Saikôsei zur Bewertung der Grausamkeit 
offensichtlich auf den Standpunkt eines Dritten abstellt.21 

Als Fazit bleibt, daß es bislang weder dem Saikôsai noch der Lehre gelungen ist, ein-
deutig zu bestimmen, ob die Todesstrafe eine grausame Strafe im Sinne von Art. 36 Kenpô 
ist. Selbst Definitionsversuche des „Leidens“ konnten nicht überzeugen. Unklar bleibt 
auch, in welcher Phase der Todesstrafe und aus wessen Sicht die Grausamkeit überhaupt 
untersucht werden soll. Solange hier keine Einigkeit erreicht und keine Objektivität der 
Debatte erreicht werden kann, scheint eine Klärung dieser Frage außer Reichweite. 
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II. SCHUTZ GESETZLICHEN VERFAHRENS  (ART. 31 KENPÔ) 

Art. 31 Kenpô lautet: „Niemand darf seines Lebens oder seiner Freiheit beraubt werden 
noch einer sonstigen Bestrafung unterworfen werden, es sei denn nach den vom Gesetz 
vorgeschriebenen Verfahren.“22 

„Dies legt fest, daß das Verfahren zur Verhängung von Strafen ein gerechtes Verfah-
ren sein muß. Die Bestimmung eines ,legalen Verfahrens‘ bedeutet nicht nur, daß das 
Verfahren durch Gesetz geregelt wird, sondern auch, daß die Garantie eines inhalt-
lichen Minimums an Gerechtigkeit zu fordern ist. Die Absicht dieses Artikels ist also 
gleich dem, was im anglo-amerikanischen Recht due process of law heißt.“23 

Das heute geltende japanische Strafgesetz (Keihô)24 macht in Art. 9 deutlich, daß die 
Todesstrafe eine der vorgesehenen Strafarten ist. Art. 11 Keihô nennt als Hinrichtungsort 
„im Gefängnis“ und als Hinrichtungsmethode „Hängen“. Wie aber genau dies durchge-
führt werden soll, steht an keiner Stelle im Gesetz. Genauere Bestimmungen enthält ledig-
lich der Dajôkan Erlaß aus dem Jahre 1872.25 Dessen Wirksamkeit wird jedoch heute 
bezweifelt.26, 27. Außerdem sieht der Erlaß eine oberirdische Methode des Hängens vor, 
wohingegen es sich bei der heute angewandten Hinrichtungsmethode um eine unterirdi-
sche Form des Strangulierens handelt.28 Auch Art. 475 Strafprozeßgesetz29 und Artt. 71, 
72 GefängnisG30 sprechen lediglich von „Hängen, Richtplatz und Strick“. Da somit 
konkrete Bestimmungen über die Form und Methode der Vollstreckung fehlen, wird die 
Verfassungsmäßigkeit der Todesstrafe auch unter diesem Gesichtspunkt bezweifelt. 

Das Obergericht Tokyo erklärte in einer Entscheidung vom 28.09.196031 hierzu, daß es 
genüge, daß das Gericht als Hinrichtungsmethode „Hängen“ bestimme und somit deutlich 
von anderen Formen wie z.B. „Erschlagen“ unterscheide. Die anderen durch die Kritik ge-
nannten Unterschiede wurden durch das Gericht als unwesentlich zurückgewiesen.  

In einer Entscheidung vom 19.7.1961 führte der Saikôsai aus: "[Auch wenn] die gegen-
wärtige Vollstreckungsmethode der Todesstrafe … nicht gemäß den Bestimmungen des 
Erlasses [Nr.65] ausgeführt wird, verstößt [die gegenwärtige Vollstreckungsmethode] 
nicht gegen die grundlegenden in dem Erlaß [Nr.65] geregelten Details der Methode und 
somit nicht gegen Art. 31 JV.“32 

III. WECHSELWIRKUNG ZWISCHEN ARTT. 31 UND 36 KENPÔ 

Die erste Kritik aus den Reihen der Lehre bezieht sich auf den Zusammenhang zwischen 
Art. 31 und Art. 36 Kenpô. Auch hierzu äußerte sich der Saikôsai: „Art. 31 Kenpô [legt] 
eindeutig fest, daß das Leben des einzelnen Bürgers zwar geachtet wird, es aber durch ein 
gesetzlich festgelegtes angemessenes Verfahren durch Strafe genommen werden kann.“33 

Schon 1950 wies Kimura auf Probleme hinsichtlich der Bedeutung der „Gesetzlich-
keit“, das heißt der Definition eines „Gesetzes“, hin. Kimura34 behauptete wiederholt, daß 
eine Interpretation, die in Art. 31 Kenpô eine Bestätigung der Todesstrafe sehe, nicht zu-
lässig sei. Er begründete diese Haltung mit dem Widerspruch zwischen Art. 31 und 
Art. 36. Wie oben dargestellt, sieht Kimura in Art. 36 Kenpô ein deutliches Verbot der 
Todesstrafe als grausame Strafe. Folgt man dieser Argumentation, muß man die Todes-
strafe bereits als verfassungswidrig und damit alle die Todesstrafe beinhaltenden gesetz-
lichen Bestimmungen für nichtig ansehen. In diesem Falle aber gibt es keine Gesetze 
mehr, die gemäß Art. 31 Kenpô die Existenz der Todesstrafe rechtfertigen könnten. 

Schauen wir uns die Argumentation Kimuras einmal näher an: Die zentrale Bedeutung 
des Art. 31 Kenpô sei es, das Prinzip der gesetzlich festgelegten Strafen historisch und 
rechtsvergleichend zu diskutieren. Durch den Geist des Pazifismus, die Achtung des Indi-
viduums sowie das Verbot grausamer Strafen werde Art. 31 Kenpô wesentlich einge-
schränkt; aber auch eine gesetzliche Beschränkung der Todesstrafe verstoße noch immer 
gegen die Verfassung. Art. 31 Kenpô ordne nämlich durch das Prinzip der gesetzlich fest-
gelegten Strafe nicht die Statuierung einer bestimmten Strafart an, sondern erkläre, daß 
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eine Bestrafung durch ein festgelegtes Verfahren erfolgen müsse. Daher könne man selbst 
dann nicht automatisch auf eine Verfassungsmäßigkeit der Todesstrafe schließen, wenn 
Gesetze über die Todesstrafe bestünden.35 Weiterhin sei Art. 31 eine Verfahrensvorschrift 
für die Verwaltung, die nicht Grundlage für die Tötung von Menschen durch die staatliche 
Strafgewalt sein könne. Die Beschränkung der Macht müsse durch die Artt. 11,12, 36 
Kenpô begründet sein.36 Aufgrund dieser Bestimmungen würden in der Praxis Menschen 
bestraft, die gegen das „öffentliche Wohl“ bzw. das „Gemeinwohl“ verstießen. Die wahre 
Bedeutung des Art. 31 Kenpô sei, daß bei der Vollstreckung das Verfahren gesetzlich 
festgelegt sei.37 Aber selbst wenn entsprechende Gesetze über die Anwendung der Todes-
strafe durch Art. 31 Kenpô gerechtfertigt sein sollten, widerspreche diese Interpretation 
den Artt. 11 und 13 Kenpô, die die grundlegenden Prinzipien der Japanischen Verfassung 
darstellten. Denn das in Art. 31 Kenpô nehmbare „Leben“ sei das in Art. 13 Kenpô ver-
bürgte „Recht auf Leben“. Diese ausführliche Argumentation Kimuras konnte sich aber in 
der Rechtsprechung nicht durchsetzen.38 

Einige Vertreter der Lehre weisen heute erneut darauf hin, daß sich die Anwendung des 
Prinzips des due process of law nicht lediglich auf das materielle Recht beschränken 
könne. In diesem Zusammenhang ist es auch von Bedeutung, sich anzusehen, wie die 
einzelnen Verfassungsbestimmungen zum Schutz von Verfahrensrechten zueinander 
stehen. In Anlehnung an Kimuras Theorie führt Hirakawa39 aus, daß Art. 31 Kenpô eine 
Generalklausel sei und dem Schutz des „ordnungsgemäßen Verfahrens des Rechts“ diene. 
Dem Wortlaut nach schütze diese Norm allein die Gesetzmäßigkeit des Verfahrens.    
Andererseits könne man Art. 31 auch dahingehend interpretieren, daß es sich, wie Miya-
zawa oben anführte, um eine die Angemessenheit des Verfahrens postulierende Grundbe-
stimmung von Strafrecht und -justiz handele. Art. 36 Kenpô sei lediglich dessen Konkreti-
sierung. Die so konkretisierte Strafe diene folglich wiederum dem Schutze des due process 
of law nach Art. 31 Kenpô. Aufgrund dieser Beziehung zwischen Artt. 31 und 36 Kenpô 
habe Art. 36 als speziellere Norm Vorrang. Dies widerlege aber nicht nur die Befürworter 
der Todesstrafe, die allein aus Art. 31 Kenpô auf die Verfassungskonformität der Todes-
strafe schließen. Eines der Grundelemente des due process of law sei nämlich die Garantie 
der „Nichtbestrafung Unschuldiger“. So betrachtet sei eine Bestrafung Unschuldiger durch 
Fehlurteile grausam und somit verfassungswidrig.40 Die Freisprüche vier rechtskräftig 
zum Tode Verurteilter in Wiederaufnahmeverfahren in den 1980er Jahren41 seien Beweis 
für die Möglichkeit von Fehlurteilen in Todesstrafefällen in Japan und somit für die 
Grausamkeit dieser Strafart.  

Weitere Zweifel ergäben sich aus der Unklarheit der Strafzumessungsgrundlagen. Das 
japanische Strafrecht enthält diesbezüglich keine Bestimmungen, und auch die durch den 
Saikôsai 1983 im sogenannten Nagayama-Fall42 geschaffenen Kriterien brachten keine 
wesentliche Verbesserung. Die hierdurch entstehende Gefahr inadäquater Urteile und 
richterlicher Willkür müsse man als im Widerspruch gegen das Prinzip des due process of 
law „grausam“ und somit die Todesstrafe aufgrund Verstoßes gegen Art. 36 Kenpô als 
verfassungswidrig bezeichnen.43 Dies gelte ebenso für die Unklarheit der Kriterien der 
Vollstreckung rechtskräftiger Urteile.44 

IV. TODESSTRAFE UND „RECHT AUF LEBEN“, „WÜRDE DES EINZELNEN“ UND „GEMEINWOHL“ 

(ART. 13 KENPÔ) 

Art. 13 Kenpô lautet: „Jeder Bürger wird als Individuum respektiert. Die Rechte des 
Volkes auf Leben, Freiheit und das Streben nach Wohlstand müssen, soweit sie nicht zum 
öffentlichen Wohl im Widerspruch stehen, in der Gesetzgebung und anderen Maßnahmen 
des Staates größte Beachtung finden.“45 

In der wohl berühmtesten Entscheidung des Saikôsai zur Verfassungsmäßigkeit der 
Todesstrafe entschied das Oberste Gericht am 12.3.194846, daß das Recht des einzelnen 
auf Leben gemäß Art. 13 Kenpô zugunsten des Gemeinwohls eingeschränkt werden 
könne. Da auch Art. 31 Kenpô anerkenne, daß Menschenleben durch Strafe genommen 
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werden könne, sofern dies durch ein angemessenes gesetzliches Verfahren erfolge, könne 
man bei der Todesstrafe nicht von einer grausamen Strafe sprechen. Im einzelnen schrieb 
der Saikôsai: „In Art. 13 Kenpô werden alle Bürger als Individuen geachtet; hinsichtlich 
des Rechtes der Bürger auf Leben ist in Gesetzgebung und sonstiger Staatspolitik der 
Wille deutlich gemacht worden, hier größte Achtung zu zeigen. Aber gleichzeitig heißt es 
in dieser Bestimmung, daß im Falle eines Verstoßes gegen das Prinzip des Gemeinwohls 
eine Einschränkung bis hin zum Entzug dieses Rechtes der Bürger auf Leben möglich ist.“ 

Diese Einstellung des Gerichtes blieb nicht unkritisiert. Art. 13 Kenpô, so Kimura 47, 
beinhalte, daß „alle Bürger als Individuen geachtet“ werden, manifestiere das Prinzip der 
Würde des einzelnen und erkläre weiterhin, daß „Leben, Freiheit sowie sonstige Rechte 
des Volkes auf Streben nach Glück in Gesetzgebung und Staatspolitik die größte Achtung 
erfordern, sofern diese Rechte nicht gegen das Gemeinwohl verstoßen“. So schütze Art. 13 
Kenpô auf der Grundlage der Menschenrechte das Recht des Volkes auf Leben. Da Art. 13 
Kenpô das Recht der Bürger als Individuen achte, diese Achtung aber durch eine 
Bestrafung mit dem Tode nicht gewährleistet werde, sei die Todesstrafe nicht mit Art. 13 
Kenpô vereinbar.  

Der Kern des Problems aber liegt in Art. 13 2. Halbs. Kenpô und dessen Interpretation 
durch den Sakôsai. Denn danach werde das Recht des Volkes auf Leben nur solange vor-
behaltslos geschützt, wie das Gemeinwohl nicht beeinträchtigt wird. Bei einem Verstoß 
gegen das Gemeinwohl werde das Recht auf Leben formal nicht geschützt, so daß es ein-
geschränkt oder sogar entzogen werden könne. Dies gelte nach Ansicht des Sakôsai, 
obwohl die Japanische Verfassung in Artt. 11, 97 die Grundrechte als „unverletzliche 
ewige Rechte“ schützt.48 Kimura 49 aber meint, daß vom Wesen der Menschenrechte aus 
gesehen deren Entzug in jedem Falle unzulässig sei. Könnten diese Rechte aber mit Billi-
gung der Verfassung im Falle einer Kollision mit dem Prinzip des „Gemeinwohls“ ent-
zogen werden, könne es sich folglich nicht um auf ewig geschützte Rechte handeln. 

Hier stellt sich die Frage nach der Definition des „Gemeinwohls“, das stärker als die 
Menschenrechte ist. Der Saikôsai kam bei seiner auf dem „Gemeinwohl“ beruhenden Ent-
scheidung vom 12.3.1948 zu keiner Definition. 

„Gemäß Art. 12 [Kenpô] tragen die Staatsbürger die Verantwortung, die in der Ver-
fassung garantierten Freiheiten und Rechte,immer zum Gemeinwohl‘ zu nutzen. Nach 
Art. 13 Kenpô erhalten die Rechte der Staatsbürger,im Rahmen des Gemeinwohls‘ 
höchste Beachtung. Außerdem wird das Wort ,Gemeinwohl‘ an anderen Stellen der 
Verfassung (Art. 22 und 29) benutzt, und es ist auch im Zivilgesetz und im Straf-
prozeßgesetz, jeweils in Art. 1 enthalten. 

[Auch andere] Entscheidungen des [Saikôsai] nehmen die Haltung ein, daß die 
Garantie der grundlegenden Menschenrechte dem Gemeinwohl nicht zuwiderlaufen 
kann ([Saikôsai] Gr.Sen. vom 18.5.1949, Keishû 3-6-830). Dadurch aber wird ein 
einheitlicher und konkreter Inhalt der Gemeinwohlformel nicht immer herausge-
arbeitet. 

Das in der Verfassung erwähnte ‚Gemeinwohl‘ bedeutet das Gemeininteresse, das 
über die Interessen des Individuums hinausgeht und dem eine beschränkende Funktion 
zukommt. Die Menschenrechte der Individuen können sich widersprechen und 
zusammenstoßen. Solche Widersprüche und Zusammenstöße müssen materiell gerecht 
geregelt werden. Die materielle Gerechtigkeit als das die Widersprüche und 
Zusammenstöße regelnde Prinzip macht den Inhalt des Gemeinwohls aus.“50 

Laut Kimura51 beinhaltet das „Gemeinwohl“ einen Leistungsgedanken bei der Verwirk-
lichung der grundlegenden Menschenrechte. Dies bedeute aber keinen Vorrang des 
Prinzips des Gemeinwohls gegenüber den Menschenrechten in dem Sinne, daß es diese 
übersteige oder sie entziehen oder abändern könne. Vielmehr müsse der Inhalt des 
Gemeinwohls als immanentes Prinzip gelöst werden, wenn die Verfassung die Menschen-
rechte als ewig und unantastbar definiere. Daher sei im Falle eines Verstoßes des Inhalts 
oder der Ausübung der Menschenrechte gegen das Gemeinwohl eine Einschränkung der 
Menschenrechte durch Art. 13 Kenpô möglich. Eine solche Einschränkung aber bedeute 
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keinen Entzug und keine Änderung der grundlegenden Menschenrechte, sondern lediglich 
eine inhaltliche Begrenzung.  

Um einer Definition des wesentlichen Inhalts des Gemeinwohls näherzukommen, muß 
man zuerst einmal deutlich machen, was es nicht ist. Allgemein wird anerkannt, daß das 
Gemeinwohl nicht Vorteil, Glück oder Wohl des einzelnen ist. Daraus kann man schluß-
folgern, daß es sich im Umkehrschluß positiv um Vorteil, Glück und Wohl der Gemein-
schaft und all ihrer Mitglieder handeln muß. Dies ist aber nicht ein alle diese Gesell-
schaftsmitglieder übergreifendes, überindividuelles Wohl der Gesamtheit, sondern das 
immanente Wohl aller Gesellschaftsmitglieder. Wenn jedoch dieses immanente Wohl 
auch nicht die Gesamtsumme des Wohles aller Individuen ist, die die Gesamtheit der 
Gesellschaftsmitglieder ausmachen, muß es sich um ein diese übersteigendes Wohl 
handeln. Kimura52 meint hierzu, daß das Gemeinwohl gleichzeitig ein alle Gesellschafts-
mitglieder übersteigendes Wohl sei. Dies, erklärt Kikuta53, habe die Bedeutung eines in 
gegenseitiger Beziehung aller Gesellschaftsmitglieder zustandegekommenen Wohles. 
Daher sei das Gemeinwohl das „gemeinsame Wohlergehen aller Gesellschaftsmitglieder“, 
sei „Solidarität der Gesellschaft“. 

Beurteilt man nun noch einmal die Todesstrafe im Rahmen des Art. 13 Kenpô, der ein 
solches Gemeinwohl beinhaltet, dann, so Kikuta 54, könne nicht zugelassen werden, daß 
das Recht auf Leben als „Recht, daß Leben nicht genommen wird“, das heißt das Recht, 
nicht getötet zu werden, aufgrund des Gemeinwohls entzogen wird. Aus diesem Grunde 
werde die Todesstrafe nicht durch Art. 13 Kenpô gerechtfertigt. Denn, wie Kimura 55 
meint, müsse im Gemeinwohl des Art. 13 Kenpô schließlich auch „der Vorteil“ von Ver-
brechern als Mitgliedern der Gesellschaft enthalten sein. Deshalb sei der Entzug des 
Lebens eines Verbrechers durch die Todesstrafe ein Widerspruch zum Prinzip des 
Gemeinwohls. Wenn ferner das Gemeinwohl die Grundlage des individuellen Wohls sei, 
und wenn die Grundlage des individuellen Wohls das Leben des einzelnen sei, das nicht 
entzogen werden könne, könne man, so Kimura, die Todesstrafe als eine Schädigung des 
Gemeinwohls und des Lebens des einzelnen nicht anerkennen. 

Bei dieser Diskussion fällt auf, daß auch der Inhalt des „Rechtes auf Leben“ nicht 
deutlich geworden ist. Dieses „Recht auf Leben“, so die überwiegende Meinung, sei das 
Recht, das Leben zu genießen. Der in Art. 11 Kenpô genannte „Genuß der Grundrechte“ 
beinhalte also ein „Recht auf Genuß des Lebens“ laut Art. 13 Kenpô, nicht aber ein Recht 
auf das Subjekt, das Leben selbst.56 

Kimura 57 allerdings sieht im „Recht auf Leben“ nicht nur ein notwendiges Recht zum 
positiven Lebensschutz, sondern auch ein Recht darauf, daß nicht Leben genommen, daß 
nicht getötet wird. „Das Recht darauf, daß Leben nicht genommen wird“, kann vom 
Standpunkt des Gemeinwohls aus aber nicht zugelassen werden. Die Problematik liegt 
darin, daß es dem Gemeinwohl widerspricht, zum Schutze des eigenen Lebens, der Frei-
heit oder des Vermögens eine Schädigung anderer vorzunehmen. In dieser Begrenzung, so 
Kimura 58 seien Einschränkung und Entzug des Rechts möglich, erstreckten sich aller-
dings lediglich auf die zum Schutz des Rechts auf Leben notwendigen Mittel und nicht auf 
das Recht, daß Leben nicht genommen werde. Aus diesem Grunde sei die Todesstrafe,    
die das Nehmen von Leben zum Inhalt hat, nicht zulässig. Es dürfe nämlich nicht zuge-
lassen werden, daß zur Verwirklichung der Forderung nach Leben, Freiheit und Glück des 
einzelnen der Mehrheit Schaden zugefügt werde. Denn durch die Zufügung von Schädi-
gungen zum Schutze eigener Rechte werde die Bedeutung des Schutzes der Menschen-
rechte an sich untergraben. Hier seien sowohl der Schutz der Menschenrechte als auch der 
Schutz des Gemeinwohls gleichermaßen als gemeinsamer Vorteil der Mehrheit des Volkes 
zu verstehen. Wenn dieser gemeinsame Vorteil aber „Tötung“ beinhalte, könne das nicht 
automatisch dem Staat das Recht geben, das Leben dieses Menschen zu nehmen. 
Unzweifelhaft habe der Staat die Pflicht, gegenüber Personen, die die Menschenrechte 
anderer verletzt haben, Maßnahmen zu ergreifen. Aber seine Verantwortung gehe auf 
keinen Fall so weit, das Leben des Betreffenden auszulöschen.59 

In der Rechtsprechung Japans ist es wiederum die wegweisende Entscheidung des 
Saikôsai vom 12.3.1948, die hierzu Stellung nimmt. Berühmt wurde diese Entscheidung 
vor allem durch die Betonung, daß „das Leben des Menschen schwerer wiege als die 
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ganze Welt“. Die Grundlage dieses Gedankens ist die individualistische Wertanschauung, 
daß das Leben des einzelnen nicht zum Wohle der Mehrheit geopfert werden könne. 
Dennoch nahm der Saikôsai ohne Einwände hin, daß zur vollständigen Sicherung des 
Gemeinwohls Opfer möglich seien. Kikuta60 sieht hier die Gefahr, daß diese Abwertung 
humanistischen Gedankengutes unter Mißachtung der Grundwerte der Verfassung, das 
heißt trotz Liberalismus, Demokratie und Pazifismus, Achtung des Individuums und 
Vorrang der Persönlichkeit des einzelnen, zur Grundlage einer absoluten Staatsauffassung 
führen könnte. Kikuta wird in diesem Gedanken durch Ono61 bestärkt, der dem Gemein-
wohl eine nicht nur den einzelnen, sondern auch den Staat übersteigende Bedeutung zu-
schreibt. Art. 31 Kenpô, so meint er, sei nicht mehr als eine schriftliche Fixierung dieser 
tatsächlich existierenden Ethik des Strafrechts, die durch das Volksbewußtsein bestimmt 
und widergespiegelt werde.62  

Ein weiterer zweifelhafter Punkt in der Argumentation des Saikôsai ist schließlich 
seine Zustimmung zur Todesstrafe aufgrund strafpräventiver Erwägungen und zur Ent-
fernung des „sozialen Übels“ zum Schutze des Gemeinwohls.63 Oblgeich an dieser Stelle 
nicht zur Diskussion um den Präventiveffekt der Todesstrafe Stellung genommen werden 
kann,64 soll kurz die Meinung von Hirakawa erläutert werden. Unabhängig von Zweifeln 
an der Abschreckungskraft und dem talionistischen Prinzip der Vergeltung aufgrund der 
widerstreitenden gleichrangigen Menschenrechte mehrerer Individuen am Leben, stelle 
sich hier die Frage nach einer Mißachtung der „Würde des Menschen“.65 Denn der Schutz 
des Lebens eines einzelnen durch Hinrichtung eines als „sozialem Übel“ gewerteten ande-
ren, sei eine extreme Diskriminierung und widerspreche somit dem Gebot der Achtung der 
Würde des Menschen. Ungeachtet anderer problematischer Aspekte der Spezial- und 
Generalprävention durch die Todesstrafe, sei auch letztere als „Todesdrohung“ ein Ver-
stoß gegen die Würde des Menschen.66 

Bis Ende der 1950er Jahre hatte das höchste japanische Gericht bereits zu allen wesent-
lichen Verfassungsfragen im Zusammenhang mit der Todesstrafe Stellung bezogen und 
hierdurch auch die Weiterentwicklung der Thematik in Lehre und Rechtsprechung 
gehemmt.  

Erst seit kurzem wird diese Problematik erneut aufgegriffen. Der weitere Verlauf der 
Diskussion bleibt abzuwarten. 
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